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(Dr.-Ing. I. Kountchev) 

Vorlage Nr. 18/203 (L) 
 

Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
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Vorlage 

für die Sitzung der Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr,  
Stadtentwicklung und Energie (L) 

am 6.12.2012 
 
 
Ausbau der Cherbourger Straße in Bremerhaven, Realisierungsphase 
 
 
 
A. Sachdarstellung 
 
1. Ausgangslage 
 

Der Senat hat am 26.06.2012 einen Sachstandsbericht zum Ausbau der Cherbourgerstraße 
in Bremerhaven zur Kenntnis genommen und den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr in 
Abstimmung mit dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen 
und der Senatskanzlei nach Abschluss des Vertrages mit der Hafenwirtschaft und nach Vor-
liegen des Planfeststellungsbeschlusses um abschließende Befassung von Senat und 
Haushalts- und Finanzausschuss mit den gesamten Baukosten der Cherbourger Straße ge-
beten. 
 
In der Senatssitzung am 4.12.2012 soll die in der Anlage beigefügte Vorlage beschlossen 
werden, in der die Maßnahme detailliert beschrieben ist. 
 
 

Der Senat soll dazu folgende Beschlüsse fassen:  

1. Der Senat nimmt die Kostenermittlung der Planungs- und Baukosten zum Ausbau der 
Cherbourger Straße in Bremerhaven zur Kenntnis und stimmt der Durchführung der 
Maßnahme sowie der Finanzierung zu und bittet die Senatorin für Finanzen den Haus-
halts- und Finanzausschuss zu befassen.  
 
Die zukünftigen Betriebs- und Unterhaltungskosten des Bauwerkes sind aus den Haus-
haltsansätzen der Seestadt Bremerhaven zu decken. Für etwaige Kostensteigerungen 
wird zwischen Bremen und Bremerhaven der Verteilungsschlüssel 80/20 festgelegt. 

 
2. Der Senat begrüßt das Engagement der Hafenwirtschaft, sich mit einem Beitrag in Höhe 

von 15 Mio. EUR zu beteiligen und die Unterzeichnung des Finanzierungsvertrages und 
bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, darüber in Abstimmung mit dem Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen und der Senatskanzlei den 
Haushalts- und Finanzausschuss zu unterrichten. 

 
3. Der Senat bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr in Abstimmung mit dem Sena-

tor für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen und der Senatskanzlei die 
Bewilligungsbescheide für die Bundesmittel sowie für die Landesmittel zu erlassen. 

 



Der Haushalt des Senators für Umwelt, Bau und Verkehr ist in den Planungskosten betrof-
fen. 

 

 

 

Planungskosten: 

 

Die Planungsmittel werden vom Land Bremen getragen und beim Senator für Umwelt, Bau 

und Verkehr veranschlagt.  

 

Finanzierung Planungskosten: 

 

Bedarf in Mio. € 

Kostenpositionen 
Ge-
samt 

Ist bis 
2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Sum-
me 
2012 - 
2019 

Planungskosten 
beschlossen 19,200 8,298 1,988 2,849 2,304 2,014 1,265 0,421 0,011 0,050 10,902 

Planungskosten-
erhöhung (2010) 9,500 0,000 0,000 1,159 1,383 1,209 1,503 2,058 1,547 0,641 9,500 

Summe Pla-
nungskosten 28,700 8,298 1,988 4,008 3,687 3,223 2,768 2,479 1,558 0,691 20,402 

Kostencontrolling 0,490 0,000 0,000 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,490 
Summe Pla-
nung 29,190 8,298 1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761 20,892 

 

Liquiditätsbetrachtung Finanzierung 

Planungsmittel     2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Sum-
me 
2012 - 
2019 

Anschlag SUBV, 
ab 2014 Finanz-
plan-werte     2,251 2,000 2,000 2,000 2,000 2,000 0,490 0,000 12,741 

Differenz zu Be-
darf aus bis 2011 
veranschlagten 
Mitteln auf Pro-
jekt-Kto verfüg-
bar     -0,263 2,078 1,757 1,293 0,838 0,549 1,138 0,761 8,151 

Summe Pla-
nungsmittel     1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761 20,892 

 

 

Ein Betrag von 19,2 Mio. € ist auf Grundlage früherer Planungsstände beschlossen worden.  

Die entsprechenden Beschlüsse der Deputationen für Bau und Verkehr, Wirtschaft und Hä-

fen, Wirtschaftsförderungsausschuss und des Vermögensausschusses erfolgten im Jahre 

2006 (Vgl. Vorlage Nr.: 039/06 L/S Anschlussinvestitionsprogramm (AIP) – Verkehrsprojekte: 

Planungs-, Bauleitungs- und Projektsteuerungskosten für den Ausbau der Cherbourger 

Straße v. 07.06.2006). 

Hierzu ist im Jahr 2006 neben den in 2006 veranschlagten Mitteln in Höhe von 1,2 Mio. € 

eine Verpflichtungsermächtigung für die Jahre ab 2007 in Höhe v. 18 Mio. € erteilt worden. 

Vom Gesamtbetrag sind bis einschließlich 2011 bereits 16,5 Mio. € veranschlagt und in Hö-



he v. 8,3 Mio. € für die Planungskosten verausgabt. Die restlichen Mittel in Höhe v. 8,2 Mio. 

€ sind auf einem Projektkonto (AH-Konto) verfügbar. In den Haushalten 2012 und 2013 sind 

weitere 2,25 Mio. € (2012) bzw. 2,0 Mio. € (2013) veranschlagt. Die auf dem Projektkonto 

noch zur Verfügung stehenden Mittel werden nach Liquiditätsbedarf zur Finanzierung bereit-

gestellt. Der verbleibende Bedarf ist in der bisherigen mittelfristigen Investitionsplanung als 

Vorbelastung für die Haushalte 2014 ff. ausgewiesen. 

 

Die Planungsmittelerhöhung aus 2010 in Höhe von 9,99 Mio. € in den Jahren 2013 bis 2019 

ist noch haushaltsrechtlich abzusichern. Für die Jahre 2013 bis 2019 wird um die Erteilung 

einer Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 9,99 Mio. € bei der Haushaltsstelle 0687/730 

84-4 - Planungskosten Cherbourger Straße – beantragt. Die Mittel für das Jahr 2013 sind im 

Haushalt veranschlagt. Für die Jahre ab 2014 müssen sie in der Haushaltsaufstellung be-

rücksichtigt werden. 

 
B. Beschlussvorschläge 

 

1. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L) 
nimmt den Inhalt der anhängenden Senatsvorlage zur Kenntnis.  

2. Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie (L) 
stimmt der Planungsmittelerhöhung i. H. von. 9,99 Mio. EUR und der in der 
Vorlage dargestellten Finanzierung der Planungsmittel für 2013 bis 2019 zu. 

 

 

 

Anlage 
Senatsvorlage „Ausbau der Cherbourger Straße in Bremerhaven, Realisierungsphase“ 
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Bremen, 30. November 2012 
Tel.: 361 - 15039 

361 - 8801 
361 - 10083 

 

 
Der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr  
Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 
Die Senatorin für Finanzen 

 

 
 

Tischvorlage für die Sitzung des Senats 

am 4.12.2012 

 
 
Ausbau der Cherbourger Straße in Bremerhaven, Realisierungsphase 
 

A. Problem 

Der Senat hat am 26.06.2012 einen Sachstandsbericht zum Ausbau der Cherbourgerstraße in 
Bremerhaven zur Kenntnis genommen und den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr in Abstim-
mung mit dem Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen und der Se-
natskanzlei nach Abschluss des Vertrages mit der Hafenwirtschaft und nach Vorliegen des Plan-
feststellungsbeschlusses um abschließende Befassung von Senat und Haushalts- und Finanzaus-
schuss mit den gesamten Baukosten der Cherbourger Straße gebeten. Der Vertrag ist in der Anla-
ge beigefügt. 
 
Der Finanzierungsbedarf für Planung und Bau des Ausbaus der Cherbourger Straße in Bremerha-
ven stellt sich in der Gesamtübersicht weiterhin wie folgt dar: 
 
Gesamtprojektkosten: 200,519 Mio. EUR. 

 Kosten Mio. EUR Kostenposition/Erläuterung 

28,7  Planungsmittel finanziert SUBV Planungsmittel: 

0,5  Kostencontrolling finanziert SUBV 

Summe:  29,2   

Baukosten: 171,319  Gesamtbaukosten 

davon 120,000  Bund 

 29,056  Land  

 7,263 Bremerhaven  

Zwischensumme 
Land u. Stadtge-

meinde Brhv.: 

36,319   

 15,00 Hafenwirtschaft 
 
 
Für die bauliche Realisierung dieser Maßnahme bestehen Finanzierungszusagen des Bundes vom 
18.11.2005 und vom 26.10.2009 in Form einer Zuwendung nach § 5a Bundesfernstraßengesetz 
(FStrG) i. H. v. 120 Mio. €. Diese Bundeszuwendung gilt für die Variante 3.2+E und ist in der ge-
nannten Höhe begrenzt. Ein Zuwendungsbescheid durch das Land Bremen für die Baumittel des 
Bundes darf erst dann erlassen werden, wenn die Finanzierung der nicht durch den Bund abge-
deckten Kosten durch die entsprechenden Anteile an Landesmittel, der Stadtgemeinde Bremerha-
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ven und der Hafenwirtschaft gesichert ist. Insbesondere die finanzielle Beteiligung der Hafenwirt-
schaft i. H. v. 15,00 Mio. EUR ist für den Senat ein wesentliches Element, um das Projekt zu finan-
zieren und zu realisieren. Aus diesem Grund steht das vom Senat am 21.12.2010 beschlossene 
Finanzierungsmodell für die Finanzierung des Projektes unter dem Vorbehalt einer verbindlichen 
Regelung der Beteiligung der Hafenwirtschaft. Dadurch steht die Gesamtfinanzierung unter dem 
Vorbehalt des Vertragsabschlusses mit der Hafenwirtschaft. Darüber hinaus ist für die Planfeststel-
lung eine vorherige Entscheidung über die Mittelbereitstellung als wesentliches Element der Plan-
rechtfertigung erforderlich. Bei dem Senatsbeschluss vom 26.06.2012 wurde davon ausgegangen, 
dass bis zum Erlass des Planfeststellungsbeschlusses, der Vertragsabschluss mit der Hafenwirt-
schaft bereits vorliegt und damit die Planrechtfertigung in Bezug auf die Finanzierung gegeben ist. 
Maßgebend für den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses ist der Vertragsabschluss mit der 
Hafenwirtschaft, da dieser gem. vorgenannten Senatsbeschluss die abschließende Voraussetzung 
für die Gesamtfinanzierung darstellt. Daher ist eine Entscheidung über die Mittelbereitstellung Vor-
aussetzung für den Erlass des Planfeststellungsbeschlusses und der Zuwendungsbescheide für 
die Planungs- und Baumittel für die Maßnahme. 
 
B. Lösung 
 
Baukosten: 
 
Die Baukosten gemäß Kostenberechnung belaufen sich auf 171,319 Mio. €. 
 
Baulastträger der Maßnahme ist die Seestadt Bremerhaven. Die Durchführung der Maßnahme 
obliegt dem Magistrat der Seestadt Bremerhaven. 
Die Wirtschaftlichkeit des Gesamtprojektes wurde im Mai 2009 nach der gesamtwirtschaftlichen 
Bewertungsmethodik des Bundesverkehrswegeplanes 2003 auf Grundlage der damaligen Kosten 
extern von der Ingenieursgruppe IVV Aachen festgestellt. 
 
 
Finanzierung Baukosten: 
 
Von den Baukosten in Höhe von 171,319 Mio. € trägt der Bund 120 Mio. € als Festbetragszu-
schuss. Für diesen Betrag bestehen Finanzierungszusagen des Bundes vom 18.11.2005 und vom 
26.10.2009 in Form einer Zuwendung nach § 5a Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i. H. v. 120 
Mio. €. Diese Bundeszuwendung ist in der genannten Höhe begrenzt.  
 

Finanzierungsbeitrag der Hafenwirtschaft über EUR 15 Mio. EUR 

 

Der Finanzierungsbeitrag soll in Höhe von EUR 13.000.000,00 mittels eines an den Verein Hafen-
anbindung Bremerhaven e. V. („Verein“) gewährten Darlehens eines Bankenkonsortiums (Spar-
kasse Bremerhaven und Bremer Aufbau-Bank GmbH) finanziert werden, welches durch eine 
100%ige Bürgschaft der FHB gesichert wird. Aufgrund der vollumfänglichen Bürgschaftsdeckung 
wird dem Verein eine zinsgünstige Finanzierung ermöglicht. Die restlich erforderlichen 
EUR 2.000.000,00 sollen dem Verein aus dem Kreis der Vereinsmitglieder zur Verfügung gestellt 
werden.  

Der Verein wird die Mittel als Zuschuss zu den Gesamtfinanzierungskosten dem Magistrat der 
Stadt Bremerhaven zur Verfügung stellen. Auf Seiten des Vereins wäre dieser Finanzierungsbei-
trag als „Verlorener Zuschuss“ zu qualifizieren und würde vollumfänglich einen Verlustvortrag ge-
nerieren.  

Der vorgenannte Verlustvortrag einhergehend mit der bilanziellen Überschuldung des Vereins 
macht es im Hinblick auf die 2013 möglicherweise auslaufende Befristung des aktuellen Über-
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schuldungsbegriffes der Insolvenzordnung erforderlich, seitens der Bürgin FHB die Bürgschaftser-
klärung so auszugestalten, dass eine Insolvenzantragspflicht für den Tatbestand der Überschul-
dung vermieden wird. Möglicherweise muss die Bürgschaft als Garantie auf erstes Anfordern mit 
Bürgenregressverzicht ausgestellt werden. Ein diesbezüglicher Entwurf für die Bürgschaftserklä-
rung wurde zwischenzeitlich erstellt und den Parteien zur Verfügung gestellt.  Aufgrund des hohen 
Ausfallrisikos, das mit dieser Bürgschaft verbunden ist, muss eine entsprechende Verpflichtungs-
erklärung imHaushalt angebracht werden. 

 
Der Vertrag mit der Hafenwirtschaft wird am 05. Dezember 2012 parafiert. Entsprechend dem Se-
natsbeschluss vom 21.12.2010 werden darin Einzelheiten der Vereinbarung, einschließlich der 
jeweiligen Rechte und Pflichten sowie der technischen Einzelheiten festgelegt (Anlage). 
 
Auf der Grundlage des parafierten Vertrages mit der Hafenwirtschaft ist beabsichtigt, die verbindli-
che Auskunft des Finanzamts Bremerhaven zur steuerlichen Belastung des Vereins einzuholen. 
Sollten sich aus dieser Auskunft noch Änderungen in der Vertragsgestaltung mit dem Verein erge-
ben, so sind die sich daraus möglicherweise ergebenden finanziellen Konsequenzen durch Bre-
men und Bremerhaven nach dem Verteilungsschlüssel 2/3 : 1/3 zu tragen. 
 
Der verbleibende Betrag in Höhe von 36,319 Mio. € wird zu 80% vom Land (29,055 Mio. €) und zu 
20% von Bremerhaven (7,264 Mio. €) finanziert. Für etwaige Kostensteigerungen haben Bremen 
und Bremerhaven vereinbart, den gleichen Verteilungsschlüssel 80/20 anzuwenden. Bremerhaven 
übernimmt zudem die Betriebs- und Unterhaltungskosten für das Bauwerk. Der Landesanteil an 
den Baukosten wird im Produktplan 81 Häfen des Senators für Wirtschaft Arbeit und Häfen veran-
schlagt. 
 
 
in Mio. € Gesamt 2012 2013 2014*) 2015 2016 2017 2018 

Bedarf                 
                  
Baukosten 171,319 5,834 12,033 36,075 39,400 39,100 33,050 5,827 
                  
                  

Liquiditätsbetrach-
tung Finanzierung                 
Baumittel                 
Mittel Bund 120,000 0,000 1,536 23,078 28,734 31,276 29,549 5,827 
Anschlag SWAH * 29,056 4,667 7,598 7,598 5,333 3,059 0,801 0,000 
Anschlag Brhv. * 7,263 1,167 1,899 1,899 1,333 0,765 0,200 0,000 
Hafenwirtschaft 15,000 0,000 1,000 3,500 4,000 4,000 2,500 0,000 
Summe Baumittel 171,319 5,834 12,033 36,075 39,400 39,100 33,050 5,827 
 
Stand 13.11.2012; *) ab 2014 Finanzplanwerte. 
 
Die erforderlichen durch Bremen und Bremerhaven zu finanzierenden Mittel in Höhe von 30,485 
Mio. € in den Jahren 2013 bis 2018 sind noch haushaltsrechtlich abzusichern. Für den Anteil Bre-
merhavens wurde für die Jahre 2013 bis 2017 die Verpflichtungsermächtigung bereits freigegeben. 
In 2012 stehen Landesmittel in Höhe von 4,667 Mio. € und städtische Mittel Bremerhaven in Höhe 
von 1,167 Mio. € zur Verfügung. 
 
Für die Jahre 2013 bis 2018 wird die Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung in Höhe der Lan-
desmittel von 24,389 Mio. € bei der Haushaltsstelle 0801/893 10-4 – Baukosten Cherbourger Stra-
ße – beantragt. Die Mittel für das Jahr 2013 sind im Haushalt veranschlagt. Für die Jahre ab 2014 
müssen sie in der Haushaltsaufstellung berücksichtigt werden. 
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Bislang wurden zur Vorbereitung der Baumaßnahme von der BIS im Auftrag des Magistrats Bre-
merhaven bereits 5 Mio. € Grunderwerbsmittel vorfinanziert. Vor Beginn der eigentlichen  Bau-
maßnahme werden im Jahr 2012 für Vorbereitungsarbeiten (Rodungsarbeiten und Entsorgungsbe-
triebe) weitere 1 Mio. € benötigt.  
 
Der besonderen Situation der Baumaßnahme Cherbourger Straße geschuldet, sollen ggf. bereits 
vor Planfeststellungsbeschluss der Baumaßnahme insgesamt die Kostenanschläge der Baumaß-
nahme in 2012 für das Land Bremen beim Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, 0801/893 10-4 
„Baukosten Cherbourger Straße“ in Höhe von 4.667 T€ eingesetzt werden. 
Die Stadtgemeinde Bremerhaven hat die Baumittel in 2012 bei der Haushaltsstelle 6651/730 10 
„Ausbau Cherbourger Straße“ in Höhe von 1.167 T€ veranschlagt. Diese Mittel sollen für Vorarbei-
ten für die bauliche Realisierung freigegeben werden. 
 
Die erforderlichen Zuwendungsbescheide für die Baumittel einschließlich der erforderlichen Ne-
benbestimmungen werden von den Zuwendungsgebern erteilt. Die Auszahlung der bewilligten 
Zuwendungen erfolgt gemäß Baufortschritt. Aufgrund der Auflagen des Bundes darf der Zuwen-
dungsbescheid durch das Land Bremen für die Bundesmittel erst dann erlassen werden, wenn die 
Finanzierung der nicht durch die Bundeszuwendung (120 Mio. EUR) abgedeckten Kosten gesi-
chert ist. Ein vorheriger Baubeginn ist auszuschließen. 
Bei der Bundeszuwendung handelt es sich um eine Fehlbedarfsfinanzierung mit Höchstbetrag. Es 
ist daher bei der Zuwendungsgewährung entsprechend den Verwaltungsvorschriften zur Bundes-
haushaltsordnung zu beachten, wonach zuerst die vorgesehenen Eigenmittel bzw. Komplementär-
finanzierung einzusetzen sind. Erst dann können die Bundesmittel in Anspruch genommen wer-
den. Soweit das Land Bremen den von ihm zu übernehmenden Anteil wie der Bund als Zuwen-
dung gewährt, können die laufenden jährlichen Zahlungsverpflichtungen auf die Zuwendungsgeber 
verteilt werden. Aus diesem Grund sind Anteile der Hafenwirtschaft dem Landeshaushalt zuzufüh-
ren und als Zuwendung zu berücksichtigen. 
 
 
Planungskosten: 
 
Die Planungsmittel werden vom Land Bremen (SUBV) getragen.  
 
Finanzierung Planungskosten: 
 

Bedarf in Mio. € 

Kostenpositionen 
Ge-
samt 

Ist bis 
2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Sum-
me 
2012 - 
2019 

Planungskosten 
beschlossen 19,200 8,298 1,988 2,849 2,304 2,014 1,265 0,421 0,011 0,050 10,902 

Planungskosten-
erhöhung (2010) 9,500 0,000 0,000 1,159 1,383 1,209 1,503 2,058 1,547 0,641 9,500 

Summe Pla-
nungskosten 28,700 8,298 1,988 4,008 3,687 3,223 2,768 2,479 1,558 0,691 20,402 
Kostencontrolling 0,490 0,000 0,000 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,490 
Summe Pla-
nung 29,190 8,298 1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761 20,892 
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Liquiditätsbetrachtung Finanzierung 

Planungsmittel     2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 

Sum-
me 
2012 - 
2019 

Anschlag SUBV, 
ab 2014 Finanz-
plan-werte     2,251 2,000 2,000 2,000 2,000 2,000 0,490 0,000 12,741 
Differenz zu Be-
darf aus bis 2011 
veranschlagten 
Mitteln auf Pro-
jekt-Kto verfüg-
bar     -0,263 2,078 1,757 1,293 0,838 0,549 1,138 0,761 8,151 

Summe Pla-
nungsmittel     1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761 20,892 

 
 
Ein Betrag von 19,2 Mio. € ist auf Grundlage früherer Planungsstände beschlossen worden. Hierzu 
ist im Jahr 2006 neben den in 2006 veranschlagten Mitteln in Höhe von 1,2 Mio. € eine Verpflich-
tungsermächtigung für die Jahre ab 2007 in Höhe v. 18 Mio. € erteilt worden. Vom Gesamtbetrag 
sind bis einschließlich 2011 bereits 16,5 Mio. € veranschlagt und in Höhe v. 8,3 Mio. € für die Pla-
nungskosten verausgabt.  Die restlichen Mittel in Höhe v. 8,2 Mio. € sind auf einem Projektkonto 
(AH-Konto) verfügbar. In den Haushalten 2012 und 2013 sind weitere 2,25 Mio. € (2012) bzw. 2,0 
Mio. € (2013) veranschlagt. Die auf dem Projektkonto noch zur Verfügung stehenden Mittel werden 
nach Liquiditätsbedarf zur Finanzierung bereitgestellt. Der verbleibende Bedarf ist in der bisherigen 
mittelfristigen Investitionsplanung als Vorbelastung für die Haushalte 2014 ff. ausgewiesen. 
 
Die Planungsmittelerhöhung aus 2010 in Höhe von 9,99 Mio. € in den Jahren 2013 bis 2019 ist 
noch haushaltsrechtlich abzusichern. Für die Jahre 2013 bis 2019 wird um die Erteilung einer Ver-
pflichtungsermächtigung in Höhe von 9,99 Mio. € bei der Haushaltsstelle 0687/730 84-4 - Pla-
nungskosten Cherbourger Straße – beantragt. Die Mittel für das Jahr 2013 sind im Haushalt ver-
anschlagt. Für die Jahre ab 2014 müssen sie in der Haushaltsaufstellung berücksichtigt werden. 
 

C. Alternativen 

Keine. 
 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 

Die finanziellen Auswirkungen sind unter B. Lösung dargestellt. Die Baumaßnahme hat keine per-
sonalwirtschaftlichen und gleichstellungspolitischen Auswirkungen. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei und dem Magistrat Bremerhaven abgestimmt. 
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F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale elektronische 
Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschlussvorschlag 

1. Der Senat nimmt die Kostenermittlung der Planungs-  und Baukosten zum Ausbau der Cher-
bourger Straße in Bremerhaven zur Kenntnis und stimmt der Durchführung der Maßnahme 
sowie der Finanzierung zu und bittet die Senatorin für Finanzen den Haushalts- und Finanz-
ausschuss zu befassen.  
 
Die zukünftigen Betriebs- und Unterhaltungskosten des Bauwerkes sind aus den Haushaltsan-
sätzen der Seestadt Bremerhaven zu decken. Für etwaige Kostensteigerungen wird zwischen 
Bremen und Bremerhaven der Verteilungsschlüssel 80/20 festgelegt. 

 
2. Der Senat begrüßt das Engagement der Hafenwirtschaft, sich mit einem Beitrag in Höhe von 

15 Mio. EUR zu beteiligen und die beabsichtigte Unterzeichnung des Finanzierungsvertrages 
und bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr, darüber in Abstimmung mit dem Senator 
für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen und der Senatskanzlei den Haus-
halts- und Finanzausschuss zu unterrichten. 

 
3. Der Senat bittet den Senator für Umwelt, Bau und Verkehr in Abstimmung mit dem Senator für 

Wirtschaft, Arbeit und Häfen, der Senatorin für Finanzen und der Senatskanzlei die Bewilli-
gungsbescheide für die Bundesmittel sowie für die Landesmittel zu erlassen. 

 
 
Anlage: Vereinbarung mit der Hafenwirtschaft 

























Anlage 2 Vereinbarung 29.11.2012

Cherbourger-Tunnel nach DEGES-Prüfung (alle Angaben in Mio. €)

Kostenpositionen
Gesamt-

kosten

Ist-Ausgabe 

bis einschl. 

2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019

Mittelverwendung: Kosten insgesamt 200,509

1 Planungsmittel beschlossen 19,200 8,298 1,988 2,849 2,304 2,014 1,265 0,421 0,011 0,050

2 Planungsmittelerhöhung (2010) und zeitliche Verschiebung 9,500 0,000 0,000 1,159 1,383 1,209 1,503 2,058 1,547 0,641

3 Kostencontrolling finanziert SUBV 0,490 0,000 0,000 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070 0,070

4 Planungsmittel gesamt (* (1+2+3) 29,190 8,298 1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761

4 Baukosten neu (** 171,319 0,000 5,834 12,033 36,075 39,400 39,100 33,050 5,827 0,000

5 Bundesbeteiligung (Finanzierungsanteil = 70 %) 120,000 0,000 0,000 1,536 23,078 28,734 31,276 29,549 5,827 0,000

6 Beteiligung der Hafenwirtschaft 15,000 0,000 0,000 1,000 3,500 4,000 4,000 2,500 0,000 0,000

7 Erhöhung (Differenz (4)-(5)-(6)) 36,319 0,000 5,834 9,497 9,497 6,666 3,824 1,001 0,000 0,000

(* Planungsmittel wie RE-Entwurfs, weil die durch DEGES festgestellten Baukostenerhöhungen nur Material (Stahl, Beton) betrifft. 2010 und 2011 Haushaltsanschläge.

(** Enthält die durch die BIS vorfinanzierten 5 Mio. €.

Finanzierung

SUBVE finanziert die Planungskosten 29,190 8,298 1,988 4,078 3,757 3,293 2,838 2,549 1,628 0,761

SWH übernimmt 80 % der erhöhten Baukosten 29,055 0,000 4,667 7,598 7,598 5,333 3,059 0,801 0,000 0,000

Land (SUBVE+SWH) finanziert insgesamt 58,245 8,298 6,655 11,676 11,355 8,626 5,897 3,350 1,628 0,761

BHV finanziert 20 % der erhöhten Baukosten 7,264 0,000 1,167 1,899 1,899 1,333 0,765 0,200 0,000 0,000

Liquiditätsbetrachtung: Finanzierungsvariante 2012-2019 Glättung der BHV-finanzierten Baukosten

Anteil SWH 4,667 7,598 7,598 5,333 3,059 0,801 0,000 0,000

Anteil SUBVE (2012-2019 Haushalt,ab 2014 Finanzpl.) 12,741 2,251 2,000 2,000 2,000 2,000 2,000 0,490 0,000

   zusätzlich aus Restmittel Projekt-Kto 8,151 -0,263 2,078 1,757 1,293 0,838 0,549 1,138 0,761

Anteil BHV 7,263 1,167 1,899 1,899 1,333 0,765 0,200 0,000 0,000

Für etwaige Kostensteigerungen vereinbaren Bremerhaven und Bremen den gleichen Verteilungsschlüssel von 20/80 anzuwenden.

Ferner übernimmt Bremerhaven nach Fertigstellung des Tunnels alle damit verbundenen Unterhaltungsaufwendungen. 
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